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Ihr Antrag auf Zugang zu Dokumenten – EASE 2023/0222  

 

Sehr geehrte Frau Weber, 

ich beziehe mich auf Ihre E-Mail vom 11. Januar 2023, die am 12. Januar 2023 registriert 

wurde und in der Sie einen Antrag auf Dokumentenzugang unter dem oben genannten 

Aktenzeichen stellen.  

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

Sie baten um Zugriff auf, ich zitiere: 

- „Verpflichtende interne Regularien, die das Dokumentieren/Registrieren von 

SMS, E-Mails oder Direktnachrichten in Sozialen Medien von Vertretern der 

Kommission vorschreiben, sofern es sich um Inhalte mit Bedeutung für die EU 

handelt.  

 

- In welchen Fällen SMS oder dergleichen schon zu Akten genommen wurden und 

um welche Geschäfte/Anliegen es dabei ging.“ 
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2. PRÜFUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN IM RAHMEN DER 

VERORDNUNG (EG) NR. 1049/2001 

Das Generalsekretariat der Europäischen Kommission ist zu dem Schluss gekommen, 

dass die sieben in der Anlage zu dieser Antwort aufgeführten Dokumente unter Ihren 

Antrag fallen. Neben diesen Dokumenten regen wir an, dass Sie auch die folgenden 

öffentlich zugänglichen Dokumente konsultieren: 

1) Beschluss (EU) 2021/2121 der Kommission über die Schriftgutverwaltung und 

Archive1  

2) Durchführungsbestimmungen zum Beschluss C(2020) 4482 über die 

Schriftgutverwaltung und Archive – SEC(2020) 8002 (nur auf Englisch und Französisch 

verfügbar) 

Gemäß dem Beschluss 2021/2121 und den Durchführungsbestimmungen SEC(2020) 800 

behält die Europäische Kommission Dokumente, wenn diese wichtige dauerhafte 

Informationen enthalten oder das Tätigwerden oder Folgemaßnahmen der Kommission 

oder einer ihrer Dienststellen nach sich ziehen können. Dies gilt für versendete oder 

empfangene E-Mails, die regelmäßig in den Akten der Europäischen Kommission 

registriert werden. Text- und Sofortnachrichten enthalten aufgrund ihrer Kurzlebigkeit 

üblicherweise keine wichtigen Informationen zu den Strategien, Maßnahmen und 

Entscheidungen der Europäischen Kommission und befinden sich auch nicht im Besitz 

des Organs. 

Bitte beachten Sie, dass die im Anhang aufgeführten Dokumente zentrale Leitlinien für 

alle Kommissionsdienststellen (einschließlich des Generalsekretariats) enthalten. Die 

Anweisungen/Leitlinien werden ständig überprüft, um Änderungen der Rechtslage oder 

Entwicklungen der Rechtsprechung Rechnung zu tragen, weshalb der Inhalt der 

angeforderten Dokumente den zu einem bestimmten Zeitpunkt geltenden Stand der 

Vorschriften und der Rechtsprechung widerspiegeln kann.  

Zu den angeforderten Dokumenten kann aus den nachstehend dargelegten Gründen nur 

ein weitreichender teilweiser Zugang gewährt werden, vorbehaltlich von Schwärzungen 

zum Schutz personenbezogener Daten gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der 

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001. Gemäß dem Regelwerk der Kommission wird Zugang 

zu personenbezogenen Daten lediglich in Form der Namen von Personen gewährt, die 

der höheren Führungsebene der Kommission angehören. 

  

2.1. Schutz der Privatsphäre und Integrität des Einzelnen 

Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 sind die 

Organe verpflichtet, „den Zugang zu einem Dokument, durch dessen Verbreitung […] 

der Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen, insbesondere gemäß den 

Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den Schutz personenbezogener Daten, 

[beeinträchtigt würde]“, zu verweigern.  

                                                 
1 Auf EUR-Lex öffentlich zugänglich. 

2 Im Register der Kommissionsdokumente öffentlich zugänglich.  

https://eur-lex.europa.eu/eli/dec/2021/2121/oj?locale=de
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=SEC(2020)800&lang=de
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In seinem Urteil in der Rechtssache C-28/08 P (Bavarian Lager)3 hat der Gerichtshof 

entschieden‚ dass bei einem Antrag auf Zugang zu Dokumenten, die personenbezogene 

Daten enthalten, die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und 

zum freien Datenverkehr4 (im Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 45/2001“) in vollem 

Umfang anwendbar ist. 

Zwar wurde die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 durch die Verordnung (EU) 2018/1725 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, 

Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG5 

(im Folgenden „Verordnung (EU) 2018/1725“) mit Wirkung vom 11. Dezember 2018 

aufgehoben, doch ist für die Auslegung der Verordnung (EU) 2018/1725 nach wie vor 

die Rechtsprechung zu der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 maßgeblich.  

In dem oben genannten Urteil stellte der Gerichtshof fest, dass Artikel 4 Absatz 1 

Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 „verlangt, dass etwaige 

Beeinträchtigungen der Privatsphäre oder der Integrität des Einzelnen stets nach den 

Unionsvorschriften über den Schutz personenbezogener Daten, insbesondere der […] 

[Datenschutzverordnung] geprüft und beurteilt werden.“6 

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 sind personenbezogene Daten 

„alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person 

[…] beziehen.“ 

In der Rechtssache C-465/00 (Rechnungshof) hat der Gerichtshof bestätigt, „dass es 

grundsätzlich nicht in Betracht kommt, berufliche Tätigkeiten … vom Begriff des 

Privatlebens auszunehmen“.7 

Die angeforderten Dokumente enthalten u. a. personenbezogene Daten wie E-Mail-

Adressen, Büroadressen und Telefonnummern von Personen, die nicht der höheren 

Führungsebene der Europäischen Kommission angehören. Darüber hinaus enthalten sie 

handschriftliche Unterschriften. 

Bei den Namen8 der betroffenen Personen und anderen Daten, aus denen die Identität 

dieser Personen abgeleitet werden kann, handelt es sich eindeutig um personenbezogene 

Daten im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725. 

Nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2018/1725 „werden 

personenbezogene Daten an in der Union niedergelassene Empfänger, die nicht Organe 

                                                 
3 Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010, Europäische Kommission/The Bavarian Lager Co. Ltd (im 

Folgenden „Urteil Europäische Kommission/The Bavarian Lager “), C-28/08 P, ECLI:EU:C:2010:378, 

Rn. 59. 

4 ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 

5 ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 39. 

6 Urteil Europäische Kommission/The Bavarian Lager, s. o., Rn. 59. 

7 Urteil des Gerichtshofs vom 20. Mai 2003, Rechnungshof u. a./Österreichischer Rundfunk, verbundene 

Rechtssachen C-465/00, C-138/01 und C-139/01, ECLI:EU:C:2003:294, Rn. 73. 

8 Urteil Europäische Kommission/The Bavarian Lager, s. o., Rn. 68. 
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oder Einrichtungen der Union sind, nur übermittelt, wenn […] der Empfänger nachweist, 

dass die Übermittlung der Daten für einen bestimmten, im öffentlichen Interesse 

liegenden Zweck erforderlich ist, und der Verantwortliche in Fällen, in denen Gründe für 

die Annahme vorliegen, dass die berechtigten Interessen der betroffenen Person 

beeinträchtigt werden könnten, nachweist, dass die Übermittlung der personenbezogenen 

Daten für diesen Zweck verhältnismäßig ist, nachdem er die unterschiedlichen 

widerstreitenden Interessen nachweislich gegeneinander abgewogen hat.“ 

Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind und die Verarbeitung im Sinne des 

Artikels 5 der Verordnung (EU) 2018/1725 rechtmäßig ist, dürfen personenbezogene 

Daten übermittelt werden. 

In der Rechtssache C-615/13 P (ClientEarth) hat der Gerichtshof entschieden, dass das 

Organ die Notwendigkeit der Übermittlung personenbezogener Daten nicht selbst prüfen 

muss.9 Dies ergibt sich auch aus Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 

(EU) 2018/1725, wonach die Notwendigkeit der Übermittlung personenbezogener Daten 

vom Empfänger nachzuweisen ist. 

Nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2018/1725 muss die 

Europäische Kommission die weiteren Voraussetzungen für die rechtmäßige 

Verarbeitung personenbezogener Daten nur dann prüfen, wenn die erste Voraussetzung 

erfüllt ist, d. h. wenn der Empfänger nachgewiesen hat, dass die Übermittlung der Daten 

für einen bestimmten, im öffentlichen Interesse liegenden Zweck erforderlich ist. Nur in 

diesem Fall prüft die Europäische Kommission, ob Grund zu der Annahme besteht, dass 

die berechtigten Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden könnten, und 

stellt gegebenenfalls die Verhältnismäßigkeit der Übermittlung der personenbezogenen 

Daten für diesen bestimmten Zweck fest, nachdem die widerstreitenden Interessen 

nachweislich abgewogen wurden. 

In Ihrem Antrag auf Zugang zu Dokumenten führen Sie keine Argumente an, die darauf 

schließen lassen, dass die Daten für einen bestimmten Zweck im öffentlichen Interesse 

übermittelt werden müssen. Die Europäische Kommission muss daher nicht prüfen, ob 

Grund zu der Annahme besteht, dass die berechtigten Interessen der betroffenen 

Personen beeinträchtigt werden könnten. 

Unbeschadet der vorstehenden Ausführungen besteht Grund zu der Annahme, dass die 

berechtigten Interessen der betroffenen Personen durch die Offenlegung der 

personenbezogenen Daten in den angeforderten Dokumenten beeinträchtigt würden, da 

die reale und nicht nur hypothetische Gefahr besteht, dass eine solche Offenlegung den 

Schutz ihrer Privatsphäre beeinträchtigen und sie unerwünschten externen Kontakten 

aussetzen würde.  

Auch bei den handschriftlichen Unterschriften in den angeforderten Dokumenten besteht 

die Gefahr, dass ihre Offenlegung die berechtigten Interessen der betroffenen Personen 

beeinträchtigen würden. 

Abschließend stelle ich deshalb fest, dass die personenbezogenen Daten gemäß Artikel 4 

Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 nicht freigegeben werden 

können, da nicht nachgewiesen wurde, dass eine solche Freigabe für einen im 

öffentlichen Interesse liegenden Zweck erforderlich ist, und es keinen Grund zu der 

                                                 
9 Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2015, ClientEarth/European Food Safety Agency, C-615/13 P, 

ECLI: EU:C:2015:489, Rn. 47. 
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Annahme gibt, dass die berechtigten Interessen der betroffenen Personen durch die 

Offenlegung der betreffenden personenbezogenen Daten nicht beeinträchtigt würden. 

3. ÜBERWIEGENDES ÖFFENTLICHES INTERESSE AN DER 

OFFENLEGUNG  

Bitte beachten Sie, dass Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 nicht die Möglichkeit vorsieht, die dort geregelten Ausnahmen aufgrund 

eines überwiegenden öffentlichen Interesses außer Kraft zu setzen.    

4. TEILWEISE FREIGABE  

Gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) 1049/2001 werden die angeforderten 

Dokumente teilweise freigegeben.  

5. RECHTSBEHELFSBELEHRUNG  

Nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 können Sie einen 

Zweitantrag stellen, in dem Sie die Kommission um eine Überprüfung ihres Standpunkts 

ersuchen.  

Ein solcher Zweitantrag ist binnen 15 Arbeitstagen nach Eingang dieses Schreibens unter 

folgender Anschrift an das Generalsekretariat der Kommission zu richten:  

Europäische Kommission  

Generalsekretariat 

Referat C.1. Transparenz, Dokumentenmanagement & Zugang zu Dokumenten   

BERL 7/076  

1049 Brüssel  

Belgien  

oder per E-Mail an: sg-acc-doc@ec.europa.eu  

Mit freundlichen Grüßen 

Tatjana VERRIER 

 

Anlagen: 7 

  

Elektronisch unterzeichnet am 21/02/2023 12:58 (UTC+01) ) gemäß Artikel 11 des Beschlusses (EU) 2021/2121 der Kommission
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